Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1166 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. November 1966 

II/ 1 ^ 68070 — 6223/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Besoldungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung der Räte zur Festlegung der Höhe und 
des Zeitraumes der Gewährung der vorübergehenden 
Pauschalzulage nach Artikel 4 a von Anhang VII des Sta- 
tuts der Beamten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 21. November 1966 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist nicht vor- 
gesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig der von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Bericht beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesmirüster des Auswärtigen 

Dr. Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnung der Räte 

zur Festlegung der Höhe und des Zeitraumes der Gewährung 
der vorübergehenden Pauschalzulage nach Artikel 4 a von 
Anhang VII des Statuts der Beamten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN i 

ATOMGEMEINSCHAFT, | 

i 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN | 

WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 11 (EAG), 
31 (EWG) über das Statut der Beamten und die Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedien- 
steten der Europäischen Atomgemeinschaft und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbe- 
sondere auf Artikel 4 a von Anhang VII dieses 
Statuts und die Artikel 21 und 65 der genannten 
Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auf die Vorschläge der Komission der 
Europäischen Atomgemeinschaft und der Kommis- 
sion der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

in der Erwägung, daß die Räte auf Vorschlag der 
Kommissionen die Höhe und den Zeitraum der Ge- 
währung der in Artikel 4 a von Anhang VII des 
Statuts genannten vorübergehenden Pauschalzulage 
festzulegen haben — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die vorübergehende Pauschalzulage nach Arti- 
kel 4 a von Anhang VII des Statuts wird für die 
Dauer von zwei Jahren gewährt. 


Artikel 2 

Die vorübergehende Pauschalzulage beträgt: 

— 600 bfrs monatlich für Beamte, die einen der in 
Anhang VII Artikel 4 a des Statuts genannten 
Dienstposten bekleiden und in die Besoldungs- 
gruppe C 4 oder C 5 eingestuft sind; 

— 850 bfrs monatlich für Beamte, die einen der vor- 
genannten Dienstposten bekleiden und in die 
Besoldungsgruppe C 1, C 2 oder C 3 eingestuft 
sind. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für die Räte 
Der Präsident 
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Bericht der Kommission der EWG an die Räte 
betreffend die vorübergehende Pauscbalzulage 

(Artikel 4 a von Anhang VII des Statuts) 


I. In Artikel 4 a von Anhang VII des Statuts wird 
bestimmt: 

„Beamte der Laulbahngruppe C, die den Dienst- 
posten eines Büroassistenten, Bürosekretärs, 
Fernschreibers, Maschinenschreibers, Büro- 
hauptsekretärs oder Hauptsekretärs bekleiden, 
können eine vorübergehende Pauschalzulage 
erhalten. Die Höhe dieser Zulage und der Zeit- 
raum der Gewährung werden von den Räten 
nach dem in Artikel 65 Absatz 3 des Statuts 
genannten Verfahren festgelegt." 

Auf Grund dieses Artikels ist in der Verord- 
nung 5/65/EURATüM— 3 1 / 65/EWG vom 1 6. März i 
1965 bestimmt worden, daß die vorübergehende 
Pauschalzulage während eines Zeitraums von 
zwei Jahren vom 1. Januar 1965 an gerechnet, 
gewährt wird. Die Verordnung hat den Betrag 
dieser Zulage wie folgt festgelegt: 

— 500 bfrs monatlich für Beamte, die einen der 

in Anhang VII Artikel 4 a des Statuts ge- 
nannten Dienstposten bekleiden und in die 
Besoldungsgruppe C 4 oder C 5 eingestuft 
sind; j 

— 750 bfrs monatlich für Beamte, die einen der j 

vorgenannten Dienstposten bekleiden und in i 
die Besoldungsgruppe C 1, C 2 oder C 3 j 
eingestuft sind. ! 

i 

II. Die Kommission der EWG hat aufmerksam die j 
Lage geprüft, die sich nach nunmehr bald zwei . 
Jahren der Verwendung der vorübergehenden 
Pauschalzulage zeigt. 

Sie hat die primäre Wirksamkeit der Zulage 
festgestellt, die Tatsache, daß diese Wirksam- 
keit schon auf Grund des Nachfragedrucks und 
der Gehaltserhöhungen in der Wirtschaft nach- 
zulassen begonnen hat, schließlich das Fort- 
bestehen der Lage, die auf dem Arbeitsmarkt 
vor drei Jahren bezüglich der betreffenden 
Fachrichtungen festgestellt worden war und 
richtigerweise zur Einführung der Zulage ge- 
führt hat. 

Es ist nämlich gewiß, daß die Zulage in einer 
ersten Phase eine anziehende Wirkung, jeden- 
falls eine stabilisierende Wirkung im Bereich 
der Sekretariatstätigkeiten haben konnte, doch 

— und dies ist offensichtlich zugleich der schritt- 
weisen Abwertung der Globalbesoldung der 
Beamten bei den Gemeinschaften und dem 
Rückgang der relativen Bedeutung der Zulage 
im Rahmen der Gesamtdienstbezüge zuzuschrei- 


ben, hat die zunächst festgestellte Verbesse- 
rung nicht hinlänglich angehalten. 

So hat sich gezeigt: 

a) obwohl die Zahl der Bewerbungen leicht 
zugenommen hat, haben die von den Orga- 
nen eingeleiteten Auswahlverfahren noch 
nicht das Interesse einer hinlänglich großen 
Zahl von Bewerbern geweckt; 

b) Bewerber, die auf eine Eignungsliste gesetzt 
worden waren, lehnten die ihnen angebo- 
tene Einstellung mit der Begründung ab, 
daß die gebotene Gemeinschaftsbesoldung 
unzulänglich sei; 

c) das Durchschnittsniveau der Kandidaten ist 
stets noch wenig zufriedenstellend, und es 
steht fest, daß die Organe in der Hoffnung, 
zu einer höheren Zahl von Bewerbungen zu 
gelangen, seit einigen Jahren gezwungen 
gewesen sind, den geforderten Leistungs- 
stand in den Prüfungen für Stenografie und 
Schreibmaschinenschrift sowie das Niveau 
der geforderten Sprachkenntnisse herab- 
setzen zu müssen. 

Schließlich ist die Zahl der Kündigungen 
von Sekretärinnen, Steno-Schreibkräften und 
Schreibkräften recht hoch geblieben, obwohl sie 
sich im allgemeinen nach Einführung der Zulage 
etwas gesenkt hatte. 

Da es sich bekanntlich um ein dieser Art von 
Dienstposten eigentümliches Problem handelt, 
ist klar, daß die allgemeine Anhebung der Be- 
soldung dieses Problem nicht vollständig lösen 
kann: gerade der Sondervorteil, die Zulage in 
einer der Tätigkeit entsprechenden Höhe, hat 
die Möglichkeit gegeben, die leichte und leider 
vorübergehende Besserung der Lage zu errei- 
chen. Gerade diese Zulage hat es verhindert, 
daß die schrittweise Abwertung der Besoldung 
im Laufe der beiden letzten Jahre für diese 
Dienstposten nicht noch schwerwiegendere Fol- 
gen gehabt hat, als dies allgemein bei der Ge- 
samtheit der Beamten und sonstigen Bedienste- 
ten der Gemeinschaften der Fall gewesen ist. 

Die vorübergehende Pauschalzulage muß daher 
beibehalten werden und ihre relative Bedeu- 
tung im Verhältnis zur Grundbesoldung muß 
zum Ausdruck kommen. 

III. Die Kommission der EWG hält es daher für er- 
forderlich, die Räte zu bitten, die vorüber- 
gehende Pauschalzulage erneut für einen Zeit- 
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raum von zwei Jahren zu gewähren. Mit Rück- 
sicht auf die Entwicklung der Lebenshaltungs- 
kosten seit dem Erlaß der Verordnung vom 
16. März 1965 sowie der Änderungen in der Be- 
amtenbesoldung, die bereits eingetreten sind 
oder noch eintreten, empfiehlt sie, die Höhe 
der Zulage wie folgt festzusetzen; 

— 600 bfrs monatlich für Beamte, die einen der 
in Anhang VII Artikel 4 a des Statuts ge- 
nannten Dienstposten bekleiden und in die 
Besoldungsgruppe C 4 oder C 5 eingestuft 
sind; 

— 850 bfrs monatlich für Beamte, die einen der 
vorgenannten Dienstposten bekleiden und in 
die Besoldungsgruppe C 1, C 2 oder C 3 
eingestuft sind. 
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